
IN KÜRZE 
•	 Die Bundesgesetzgebung enthält ge-

schlechterspezifische Ungleichheiten. 

Einige davon lassen sich begründen, 

andere sind nicht oder nicht mehr 

gerechtfertigt und wirken sich direkt 	

auf das Leben und die Ressourcen 	

von Familien aus. 

•	 Ein nicht gleichstellungskonformer 

Rechtsrahmen trägt zum Fortbestand 	

der sogenannten traditionellen Le-

bensmodelle bei: Frauen leisten mehr 

unbezahlte Arbeit als Männer und 

gehen allenfalls einer Erwerbstätigkeit 	

mit einem geringen Pensum nach, 	

während Männer einen hohen Beschäf-	

tigungsgrad aufweisen und im Wesent-	

lichen den Lebensunterhalt des Paares 

beziehungsweise der Familie bestrei-

ten. Einige Paare entscheiden sich 	

bewusst für dieses Lebensmodell, das 

zu einem (finanziellen) Ungleichge-

wicht führen kann. 

•	 Eine bessere Geschlechtergleichstel-

lung liegt im Interesse der Familien. 	

Die Gleichstellung sollte im Hinblick 

auf die geburtsbezogenen Urlaube und 

deren Rahmenbedingungen sowie auf 

den Mutterschafts- und Vaterschafts-

schutz in Bezug auf das Arbeitsver-	

hältnis und die Hinterlassenenrenten 

konkretisiert werden. 
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2	 S. dazu z. B. Dupont A.-S. und Seiler Z., Kap. II, Ziff. 2 und Bericht 
vom 21.06.2021 der vom Bundesrat eingesetzten Expertengruppe 
«Abstammungsrecht».

3	 Siehe z. B. Parlamentarische Initiative 20.472 «Elternzeit von 14/14 Wochen. 
Gleiche Chancen im Erwerbsleben», Motion 19.3847 «Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf verbessern. Endlich eine echte Elternzeit», Motion 14.3068 «Eltern-	
urlaub statt Mutterschaftsentschädigung». 

4	 Siehe z. B. die Motionen 06.3662 «Vaterschaftsurlaub» und 07.3156 	
«Änderung des Erwerbsersatzgesetzes».

5	 BGE 140 I 305 E. 3.2.

6	 Dupont A.-S. und Seiler Z., Kap. II, Ziff. 8, S. 100.

7	 Dupont A.-S. und Seiler Z., Kap. II, Ziff. 8, S. 100.

8	 Stellungnahme des Bundesrates vom 01.09.2021 zur Motion 21.3734.

9	 Siehe insbesondere Votum des Berichterstatters der Kommission, 	
«Indirekter Gegenentwurf zur Vaterschaftsurlaubs-Initiative» der Kommission 
für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates (SGK-SR) (18.441) 	
vom 20.06.2019, AB 2019 S 556.

10	 «Eidgenössische Koordinationskommission für Familienfragen (EKFF)», 	
Bezeichnung bis Ende 2018.

11	 www.ekff.admin.ch > Publikationen > Elternzeit. 

12	 Policy Brief Nr. 3 «Elternzeit: Eine notwendige und lohnende Investition» 	
der EKFF, November 2020.

Das Schweizer Recht behandelt Männer und Frauen auf-
grund von biologischen Überlegungen teilweise unter-
schiedlich. Dazu gehört zum Beispiel der Schutz von 
Schwangeren. Es gibt jedoch auch Ungleichbehandlun-
gen, die sich gar nicht, nur ungenügend oder nicht mehr 
durch biologische Gründe rechtfertigen lassen.

Die vorliegende Hintergrundinformation zeigt einige 
im Jahr 2022 bestehende rechtliche oder faktische 
Ungleichheiten mit besonderer Bedeutung für das Le-
ben der Familien in der Schweiz auf. 
Behandelt werden Themen im Zusammenhang mit dem 
Arbeits- und Sozialversicherungsrecht. Weitere Rechts-
bereiche, besonders das Abstammungsrecht, sollten dar-
auf hin untersucht werden, ob sie Unterscheidungen zwi-
schen Frauen und Männern vornehmen2. Diese Hinter-
grundinformation beschränkt sich auf einige ausgewähl- 
te und materiell nicht allzu komplexe Themen. 

Geburtsbezogene Elternurlaube

Der Mutterschaftsurlaub (Art. 16b ff. Bundesgesetz über 
den Erwerbsersatz [EOG]; SR 834.1) wurde 2005 aus fami-
lien-, aber auch aus gleichstellungspolitischen Gründen 
eingeführt. Dadurch konnte eine faktische Ungleichbe-
handlung erwerbstätiger Frauen abgefedert werden. Bei  
der Einführung des Mutterschaftsurlaubs war der Vater-
schaftsurlaub oder eine Elternzeit3 beziehungsweise die  
Gewährung von geburtsbezogenen Rechten für Väter 
noch kein Thema. Seitdem wird diese Frage aber immer 
wieder aufgegriffen4. 
Gemäss Bundesrechtsprechung5 ist eine unterschiedli-
che Behandlung zugunsten der Mütter aus biologischen 
Gründen zulässig.
Seit dem 1. Januar 2021 haben Väter Anspruch auf zehn 
Tage Vaterschaftsurlaub (Art. 16i ff. EOG). Der Urlaub 
kann innerhalb von sechs Monaten ab Geburt des Kindes 
entweder am Stück oder tageweise bezogen werden (14 
Taggelder, 10 arbeitsfreie Tage). Der Anspruch unterliegt 
denselben Voraussetzungen wie bei Müttern, und wie  
beim Mutterschaftsurlaub beträgt die Entschädigung 80 
Prozent des durchschnittlichen Erwerbseinkommens vor 
der Geburt des Kindes, höchstens aber 196 Franken pro 
Tag (Art. 16e–16f, 16l EOG).
Die Einführung eines bezahlten Vaterschaftsurlaubs für 
Väter bedeutet einen Schritt hin zur Gleichbehandlung 
der Eltern bei der Geburt des Kindes. Allerdings standen  
Gleichstellungsüberlegungen hier nicht im Mittelpunkt 
der Debatten6. Die Ungleichbehandlung zwischen Müt-
tern und Vätern ist zwar teilweise durch biologische 
Gründe gerechtfertigt, aber diese sind keine Legitimation  
für die sehr unterschiedliche Urlaubsdauer. So bleibt 
eine doppelte Diskriminierung bestehen7. Nach der der-
zeitigen Rechtslage können Väter höchstens zehn Tage 
Urlaub nehmen, um das Neugeborene kennen zu lernen 
und im Haushalt mitzuhelfen, während Mütter sich we-
gen des deutlich längeren Urlaubs in den ersten Monaten 
nach der Geburt zusätzlich zum Haushalt weiter um das 
Kleinkind kümmern. Der Mutterschaftsurlaub dient im 
Übrigen auch dazu, die Mutter-Kind-Beziehung aufzu-
bauen, was auch der Bundesrat anerkennt8. Der Aufbau 

dieser Beziehung bildete auch ein Ziel des Vaterschafts-
urlaubs9. Der markante Unterschied zwischen den zwei 
Wochen, die Vätern gewährt werden, um eine Beziehung 
mit dem Kind aufzubauen, und den sechs Wochen für 
Mütter, zusätzlich zum achtwöchigen Arbeitsverbot nach 
der Geburt, wirft die Frage der Diskriminierung auf. 
Seit 2010 plädiert die Eidgenössische Kommission für Fa-
milienfragen (EKFF)10 für die Einführung einer schweiz-
weiten Elternzeit, als Ergänzung zum Mutterschaftsur-
laub11. Die EKFF unterstreicht insbesondere die positiven  
Auswirkungen auf die Gesundheit der Familienmitglie-
der sowie die Vorteile für die Wirtschaft, wenn Mütter ver- 
mehrt auf den Arbeitsmarkt zurückkehren. Hinzu kommt  
der ebenso wichtige Aspekt der Gleichstellung. Wenn bei-
de Eltern Anspruch auf eine mehrmonatige Elternzeit ha-
ben, können die Väter sich stärker in die Kinderbetreu- 
ung und in die häuslichen Tätigkeiten einbringen. Da-
durch fallen für die Mütter weniger Familienaufgaben an 
und sie können gegebenenfalls die Erwerbstätigkeit frü-
her oder auch mit einem höheren Beschäftigungsgrad 
wieder aufnehmen. Schliesslich sind die hohen Kosten 
der familienergänzenden Kinderbetreuung zu erwähnen: 
Wenn die Eltern eine Elternzeit beziehen können, braucht 
es weniger Betreuungsplätze für Säuglinge. Das von der 
EKFF 2010 entwickelte und 2018 leicht abgeänderte Mo-
dell sieht eine insgesamt 38-wöchige Elternzeit vor, ein-
schliesslich der 14 Wochen des heutigen Mutterschafts-
urlaubs. Die EKFF empfahl, dass von den neuen 24 Wo-
chen acht Wochen den Vätern vorbehalten sind und die 
restlichen 16 Wochen frei und nach eigenem Gutdünken 
zwischen den Elternteilen aufgeteilt werden können. Seit 
2018 geht die Entwicklung hin zu einer zunehmend ega-
litären Gesellschaft. Heute haben Väter bei der Geburt 
ihres Kindes in der Schweiz Anspruch auf einen zweiwö-
chigen Urlaub. Einige nordeuropäische Länder haben in 
den letzten Jahren ihre Gesetzgebungen dahingehend an- 
gepasst, dass sie die freie Aufteilung der Elternzeit zwi-
schen den Elternteilen einschränken, da festgestellt wur-
de, dass sich die Wahlfreiheit nachteilig auf die Gleich-
stellung auswirkt12. 

https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-86490.html
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-86490.html
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20193847
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20143068
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20063662
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20073156
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/clir/http/index.php?highlight_docid=atf%3A%2F%2F140-I-305%3Ade&lang=de&zoom=&type=show_document
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20213734
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20180441
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-verhandlungen?SubjectId=46570#:~:text=2019%20S%20557%20/-,BO%202019%20E%20557,-Artikel%20329c%20Absatz
https://ekff.admin.ch/
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1952/1021_1046_1050/de
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Betriebszulagen für selbstständig- 
erwerbende Mütter

Im Zulagensystem ist ergänzend zur Grundzulage eine 
Betriebszulage für Selbstständigerwerbende bei Wehr-
pflicht vorgesehen (Art. 8 EOG). Selbstständigerwerben- 
de Mütter beziehen jedoch während des Mutterschaftsur-
laubs keine Betriebszulage (Art. 16e a contrario und Art.  
16g EOG). Ähnlich verhält es sich bei selbstständigerwer- 
benden Vätern während des Vaterschaftsurlaubs; aller- 
dings sind die finanziellen Auswirkungen wegen der kür- 
zeren Urlaubsdauer und der kleineren Anzahl Taggelder 
geringer. Die Angemessenheit der Zahlung von Betriebs-
zulagen bei Militärdienst und bei geburtsbezogenen Ur-
lauben ist mit Blick auf die Unterstützung selbstständig- 
erwerbender Mütter und Väter zu prüfen. Der Bundesrat 
ist mit der Umsetzung der Motion 19.4270 beauftragt, die 
fordert, dass selbstständigerwerbende Frauen bei Mut-
terschaft den Dienstleistenden gleichgestellt werden und 
Anspruch auf Betriebszulagen erhalten. 

Teilzeitliche Erwerbsaufnahme  
beziehungsweise Bezug von Urlaubstagen  
zur vorübergehenden Verringerung  
des Beschäftigungsgrads

Mütter verlieren das Recht auf Mutterschaftsentschädi-
gung, sobald sie wieder eine Erwerbstätigkeit aufneh-
men, auch wenn sie es nur an einzelnen Tagen oder in ei-
nem reduzierten Umfang tun. (Art. 16d Abs. 3 EOG). 
Väter entscheiden (im Einvernehmen mit der Familie und 
dem Arbeitgeber) selbst, ob sie den zehntägigen Vater- 
schaftsurlaub am Stück oder gestaffelt beziehen (Art. 16k 
Abs. 4 EOG). Sie können also selbst beschliessen, einzel- 
ne Tage zu beziehen und so die Tätigkeit über einen be-
stimmten Zeitraum de facto zu reduzieren.
Das achtwöchige Arbeitsverbot der Mutter beruht auf ge-
sundheitlichen Überlegungen. Allerdings sollte hinter-
fragt werden, warum Mütter während der verbleibenden 
Mutterschaftswochen keine reduzierte Erwerbstätigkeit 
aufnehmen oder anders gesagt einzelne Urlaubstage be-
ziehen können, ohne den Anspruch auf Mutterschafts-
leistungen zu verlieren. Die Flexibilität, die Väter genies-
sen, wird den Müttern in den 9 bis 14 Wochen nach der 
Geburt nicht zugestanden. 

Mutterschaft, Vaterschaft  
und Kündigungsschutz

Arbeitnehmerinnen sind ab Beginn der Schwangerschaft 
bis 16 Wochen nach der Niederkunft gegen Kündigung 
geschützt (Art. 336c Obligationenrecht [OR]; SR 220). Er-
werbstätigen Vätern räumt das Arbeitsrecht hingegen 
während des Zeitraums, in dem sie ihren Anspruch auf 
Vaterschaftsurlaub geltend machen können, keinen be-
sonderen Schutz ein. Die Kündigungsfrist wird aber um 
die noch nicht bezogenen Urlaubstage verlängert, wenn 
das Arbeitsverhältnis eines Vaters gekündigt wird, be-
vor er den gesamten ihm zustehenden Vaterschaftsur-
laub bezogen hat (Art. 335c Abs. 3 OR). Zahlreiche be-

schäftigungsspezifische Bestimmungen im Obligatio-
nenrecht zielen auf den Schutz von Frauen während der 
Schwangerschaft und kurz nach der Geburt ab. Sie sollen 
eine ungleiche Situation ausgleichen und eine in einem 
bestimmten Zeitraum faktisch benachteiligte Personen-
gruppe, nämlich Schwangere und Mütter nach der Ge-
burt, schützen13. Der besondere Schutz für Schwangere 
und Mütter nach der Geburt rechtfertigt sich gemäss 
Bundesgericht dadurch, dass eine Frau bis zu 16 Wochen 
nach der Geburt auf dem Arbeitsmarkt nicht voll kon-
kurrenzfähig ist14. Diese Schutzvorschrift basiert auf bio-
logischen Merkmalen und gleicht eine tatsächliche Un-
gleichheit aus.
Der Kündigungsschutz von Frauen in der Schwanger-
schaft und bis 16 Wochen nach der Niederkunft beruht 
auf einem gerechtfertigten biologischen Unterschied. Der  
fehlende Kündigungsschutz für Väter beruht auf dem 
ausdrücklichen Willen des Gesetzgebers15. Es stellt sich 
jedoch die Frage, ob Väter während der Zeit, in der sie ih- 
ren Vaterschaftsurlaub beziehen können, nicht auch ähn- 
lich geschützt werden sollten. De facto werden sie auf dem  
Arbeitsmarkt zeitweise ebenfalls benachteiligt – wenn 
auch in geringerem Umfang, weil die Wiederaufnahme 
der Erwerbstätigkeit nicht von ihrer Gesundheit abhängt. 

Verbot bestimmter Arbeiten und  
Nachtarbeitsverbot für Schwangere

Das Arbeitsrecht enthält spezifische Bestimmungen zum 
Schutz der Gesundheit von schwangeren oder stillenden 
Frauen bei der Ausübung ihrer Berufstätigkeit, so z. B. im  
Luftfahrtbereich (Art. 36 Luftfahrtverordnung; SR 748.01),  
sowie für beschwerliche und gefährliche Arbeiten oder 
Nachtarbeit (Art. 35 Abs. 3 und Art. 35b Abs. 2 Arbeitsge- 
setz; SR 822.11). Die unterschiedliche Behandlung von 
schwangeren oder stillenden Frauen scheint zum Schutz 
ihrer körperlichen Unversehrtheit gerechtfertigt. Das Ar- 
beitsverbot, das ihnen auferlegt wird, wenn der Arbeitge- 
ber ihnen keine anderen Aufgaben zuweisen kann, hat er-
hebliche finanzielle Folgen, da nur 80 Prozent des Lohns  
bezahlt werden.  

13	 Dupont A.-S. und Seiler Z., Kap. I, Ziff. 2.

14	 BGE 139 I 57 E. 4.2.

15	 Erläuternder Bericht der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit 	
des Ständerates (SGK-SR) vom 15.04.2019, BBl 2019 3405, 3417 zu Art. 335c 
Abs. 3 OR.

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20194270
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/27/317_321_377/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1973/1856_1856_1856/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1966/57_57_57/de
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/clir/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&from_year=1954&to_year=2022&sort=relevance&insertion_date=&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=139+I+57&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&orig=&translation=&rank=1&highlight_docid=atf://139-I-57:fr&number_of_ranks=7&azaclir=clir
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2019/1215/de
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Rente bei Ableben des Ehegatten

Die Ausrichtung einer Rente an den überlebenden Ehe-
gatten wurde eingeführt, als die traditionelle Aufgaben-
teilung vorherrschte, wonach der Mann den Lebensunter- 
halt der Familie bestreitet und die Frau Erziehungs- und 
Haushaltsaufgaben übernimmt. Daher wurde der Witwe 
beim Ableben des Ehegatten, der als Versorger der Fami-
lie galt, das Recht auf eine Rente gewährt. Die Witwer-
rente wurde bei der Einführung16 insbesondere wegen 
der verfügbaren staatlichen Mittel nicht an dieselben Be-
dingungen geknüpft wie die Witwenrente. Für die unter- 
schiedlichen Voraussetzungen gibt es jedoch weitere Grün- 
de: Nach Ansicht des Gesetzgebers kann «dem Mann zuge-
mutet werden (...), nach dem Wegfall seiner Betreuungs- 
pflichten wiederum eine Erwerbstätigkeit aufzuneh-
men»17. Die unterschiedliche Regelung für die Witwen- 
und Witwerrente schien damals gemäss Botschaft des 
Bundesrates vertretbar18. Seitdem haben sich die Lebens-
bedingungen der Familien geändert. Die Aufgabenteilung  
zwischen Frauen und Männern, Müttern und Vätern ent-
spricht nicht mehr unbedingt dem sogenannten traditio- 
nellen Modell, und immer mehr Frauen sind berufstätig.  
Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR)  
kommt im Urteil der III. Kammer vom 20. Oktober 2020 
zum Schluss, dass eine Verletzung von Artikel 14 (Diskri- 
minierungsverbot) in Verbindung mit Artikel 8 (Recht auf  
Achtung des Privat‑ und Familienlebens) der Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten  
(EMRK) vorliegt19. Die Kammer des EGMR bekräftigt, 
dass Verweise auf in einem bestimmten Land geltende 
Traditionen oder vorherrschende soziale Einstellungen 
heute nicht mehr reichen, um eine Ungleichbehandlung 
aufgrund des Geschlechts zu rechtfertigen. Im Urteil wird  
betont, dass die Regierung sich, um eine Ungleichbehand- 
lung zu rechtfertigen, welche Witwer gegenüber Witwen  
benachteiligt, nicht auf die Vermutung berufen kann, wo- 
nach der Ehemann für den finanziellen Unterhalt seiner 
Gattin aufkommt, vor allem wenn diese Kinder hat (Kon-
zept des «versorgenden Ehemanns»)20. Der Fall wurde 
von der Schweizer Regierung an die Grosse Kammer des 
EGMR verwiesen und ist noch nicht endgültig entschie-
den21. Der Bundesrat vertritt die Auffassung, dass Frauen 
immer noch einen höheren Schutz geniessen sollen und 
dass die Anspruchsvoraussetzungen der AHV für eine 
Witwen- oder Witwerrente angesichts der gesellschaftli-
chen Gegebenheiten in der Schweiz noch nicht vollstän- 
dig vereinheitlicht werden können. Ein Mitglied der Kam- 
mer betonte jedoch, dass der Fall finanzielle Aspekte be-
ziehungsweise die Ausrichtung einer Sozialversiche-
rungsleistung betreffe und somit unter Artikel 1 des Pro-
tokolls Nr. 1 falle. Die Schweiz hat das Protokoll Nr. 1 der 
Konvention nicht ratifiziert. 
Ungeachtet der rein juristischen Erwägungen des EGMR 
hat sich die gesellschaftliche Realität tatsächlich ver-
ändert. Der schweizerische Gesetzgeber sollte die An-
spruchsvoraussetzungen für die Hinterlassenenrente mit  
Blick auf die heutigen Lebensbedingungen und das Recht 
auf Gleichstellung überprüfen, was der Bundesrat in sei-

ner Stellungnahme zur Motion 20.4445 nicht bestreitet.  
Insbesondere ist zu analysieren, ob eine gerechtfertigte  
Begründung für die Ungleichbehandlung der Witwer vor- 
liegt. Das Parlament prüft aktuell diese Frage im Zusam-
menhang mit der Forderung der Initiative 21.511 «Gleich-
stellung von Witwen und Witwern, sobald das letzte Kind 
die Volljährigkeit erreicht». Dabei ist jedoch eine Nivel-
lierung nach unten zu vermeiden, mit anderen Worten 
eine Angleichung der Anspruchsbedingungen für die 
Witwenrente an jene für die Witwerrente, weil sonst die 
finanzielle Absicherung von Witwen gefährdet würde: 
Genau dies wollte der Staat mit der Einführung der Wit-
wenrente vermeiden. Für Witwer müsste ein vergleich-
barer Anspruch wie für Witwen eingeführt werden. 

16	 Zehnte Revision der Alters- und Hinterlassenenversicherung, Änderung 	
vom 07.10.1994, Inkrafttreten 01.01.1997

17	 Botschaft über die zehnte Revision der Alters- und Hinterlassenen-	
versicherung vom 05.03.1990, BBl 1990 II 1, 38 in fine.

18	 BBl 1990 II 1, 38.

19	 Urteil EGMR vom 20.10.2020, B. gegen die Schweiz, Fall-Nr. 78630/12.

20	 « le gouvernement ne saurait se prévaloir de la présomption selon laquelle 
l’époux entretient financièrement son épouse (concept du « mari pourvoyeur »), 
en particulier lorsque celle-ci a des enfants, afin de justifier une différence 	
de traitement qui défavorise les veufs par rapport aux veuves », 	
zit. Urteil EGMR E. 74. 

21	 Das Kollegium der Grossen Kammer hat am 08.03.2021 dem Ersuchen 	
der Schweizer Regierung, den Fall an die Grosse Kammer zu überweisen, statt-
gegeben. Der Fall ist noch hängig. 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204445
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20210511
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/1990/2_1_1_1/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/1990/2_1_1_1/de
https://hudoc.echr.coe.int/eng#{%22itemid%22:[%22001-205221%22]}
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Im Recht wird zwischen formaler und materieller Gleichstel-

lung unterschieden. Die formale Gleichstellung oder Rechts-

gleichheit verlangt von den Gesetzen, dass sie gleiche Situa-

tionen gleich und ungleiche unterschiedlich behandeln. Die 

Rechtsgleichheit ist in Artikel 822 der Bundesverfassung (BV; 

SR 101) verankert. Eine Rechtsnorm, die Mann und Frau unter-	

schiedlich behandelt, verstösst grundsätzlich gegen Artikel 	

8 Absatz 3 BV und stellt eine direkte Diskriminierung dar. 

Zum Grundsatz der Gleichbehandlung kommt das in Artikel 	

8 Absatz 2 BV verankerte Diskriminierungsverbot hinzu. Ge-

stützt auf diesen Absatz darf niemand diskriminiert werden, 

namentlich nicht wegen des Geschlechts, des Alters, der so-

zialen Stellung und der Lebensform. Eine Diskriminierung 

nach Artikel 8 Absatz 2 BV liegt vor, wenn eine Person auf-	

grund ihrer Zugehörigkeit zu einer bestimmten Gruppe, die 

historisch oder in der aktuellen sozialen Realität Ausgren-

zung oder Herabsetzung erleidet (BGE 147 III 49 E. 9.5). Der 

Grundsatz der Nichtdiskriminierung verbietet jedoch nicht 

jede auf einem der in Artikel 8 Absatz 2 BV aufgeführten 

Kriterien beruhenden Unterscheidung, sondern begründet 

vielmehr den Verdacht einer unzulässigen Unterscheidung 

(BGE 147 III 49 E. 9.5, BGE 138 I 205 E. 5.4). Auf eine Un-

terscheidung zurückgehende Ungleichheiten müssen beson-	

ders begründet werden (BGE 137 V 334 E. 6.2.1). Eine unter-	

schiedliche Behandlung von Mann und Frau ist nur noch zu-	

lässig, wenn auf dem Geschlecht beruhende biologische oder 	

funktionale Unterschiede eine Gleichbehandlung absolut 

ausschliessen (BGE 126 I 1 E. 2, BGE 147 III 49 E. 9.5). Dem-

nach liegt keine Diskriminierung vor, wenn die ungleiche Be-

handlung durch einen biologischen oder funktionalen Unter-

schied gerechtfertigt ist, der einem der beiden Geschlechter 

inhärent ist; das ist beispielsweise bei der für Frauen spezi-

fischen Mutterschaft der Fall. 

Materielle oder faktische Gleichstellung bezieht sich auf das 

Ergebnis einer Regelung. Eine Bestimmung, die trotz ihres 

geschlechtsneutralen Erscheinens in der Praxis einen grösse-	

ren Anteil von Frauen oder Männern benachteiligt, ohne dass 

dieser Unterschied sachlich gerechtfertigt ist, führt somit en-

tgegen Artikel 8 Absatz 3 BV zu einer materiellen Ungleich-

heit und stellt eine mittelbare Diskriminierung dar.23 Aus ei-

nem anderen Blickwinkel betrachtet, berücksichtigt die ma-

terielle Gleichheit die Unterschiede, die sich aus der sozialen 

Realität ergeben, um dann Anpassungen vorzunehmen, mit 

denen sich die faktische Gleichheit erreichen lässt. Auf diese 

faktische Gleichheit zielt Artikel 8 Absatz 3 BV ab, indem er 

günstige Voraussetzungen für deren Verwirklichung schafft 

und faktische Ungleichheiten beseitigt.24

Formale und materielle Gleichstellung,  
direkte und indirekte Diskriminierung
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liche und tatsächliche Gleichstellung, vor allem in den Bereichen Familie, 
Ausbildung und Arbeit. 	
4 Das Gesetz sieht Massnahmen zur Beseitigung von Benachteiligungen 	
von Menschen mit Behinderungen vor. (Art. 8 BV)

23	 BGE 138 I 205; Perrenoud S. und Hürzeler M., N 40.

24	 Dupont A.-S. und Seiler Z., Kap. I, Ziff. 1 in fine. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?highlight_docid=atf%3A%2F%2F147-III-49%3Afr&lang=de&type=show_document&zoom=YES&%EF%84%86
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?highlight_docid=atf%3A%2F%2F147-III-49%3Afr&lang=de&type=show_document&zoom=YES&%EF%84%86
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/fr/php/clir/http/index.php?lang=fr&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&from_year=1954&to_year=2022&sort=relevance&insertion_date=&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=138+I+205&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&orig=&translation=&rank=1&highlight_docid=atf%3A%2F%2F138-I-205%3Afr&number_of_ranks=8&azaclir=clir
http://relevancy.bger.ch/php/clir/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&from_year=1954&to_year=2022&sort=relevance&insertion_date=&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=4A_248%2F2019&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&orig=&translation=&rank=0&highlight_docid=atf%3A%2F%2F137-V-334%3Ade&number_of_ranks=0&azaclir=clir#page334
http://relevancy.bger.ch/php/clir/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&from_year=1954&to_year=2022&sort=relevance&insertion_date=&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=4A_248%2F2019&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&orig=&translation=&rank=0&highlight_docid=atf%3A%2F%2F126-I-1%3Ade&number_of_ranks=0&azaclir=clir#page1
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?highlight_docid=atf%3A%2F%2F147-III-49%3Afr&lang=de&type=show_document&zoom=YES&
https://www.google.com/search?client=safari&rls=en&q=2021+Rechtsgutachten+Direkte+rechtliche+Ungleichbehandlungen+im+Bundesrecht+(1).pdf&spell=1&sa=X&ved=2ahUKEwjl1ubk-sD5AhWwnf0HHcArBaEQBSgAegQIAhA5&biw=1210&bih=871&dpr=2
https://www.google.com/search?client=safari&rls=en&q=2021+Rechtsgutachten+Direkte+rechtliche+Ungleichbehandlungen+im+Bundesrecht+(1).pdf&spell=1&sa=X&ved=2ahUKEwjl1ubk-sD5AhWwnf0HHcArBaEQBSgAegQIAhA5&biw=1210&bih=871&dpr=2
https://www.equality.ch/pdf_d/Deutsch_SKG_Rechtsgutachten_Gleichstellung_in_der_berufliche_Vorsorge.pdf
https://www.equality.ch/pdf_d/Deutsch_SKG_Rechtsgutachten_Gleichstellung_in_der_berufliche_Vorsorge.pdf
https://www.equality.ch/pdf_d/Deutsch_SKG_Rechtsgutachten_Gleichstellung_in_der_berufliche_Vorsorge.pdf
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/aktuell/medienmitteilungen.assetdetail.21044619.html
https://ekff.admin.ch/fileadmin/user_upload/ekff/05dokumentation/Elternzeit/Bericht_Elternzeit_D.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de#art_8
http://relevancy.bger.ch/php/clir/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&from_year=1954&to_year=2022&sort=relevance&insertion_date=&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=ATF+138+I+205&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&orig=&translation=&rank=1&highlight_docid=atf%3A%2F%2F138-I-205%3Ade&number_of_ranks=8&azaclir=clir

